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Sachverhaltsdarstellung:
Die Verbandsversammlung des Regionalen Planungsverbandes Westmecklenburg hat am 
26.05.2021 beschlossen, im Rahmen der Fortschreibung der Kapitel 4.1 Siedlungsstruktur 
und 4.2 Stadt- und Dorfentwicklung des Regionalen Raumentwicklungsprogramms 
Westmecklenburg 2011 die erste Stufe der Beteiligung auf der Basis des Grobkonzeptes 
durchzuführen.

Die erste Stufe des Beteiligungsverfahrens findet vom 31.08.2021 bis zum 02.11.2021 statt.

Im Internet sind die Beteiligungsunterlagen zur Teilfortschreibung des Regionalen 
Raumentwicklungsprogramms Westmecklenburg während des Auslegungszeitraums unter 
www.raumordnung-mv.de sowie unter www.region-westmecklenburg.de einsehbar.

Der Entwurf zur Beteiligung der Teilfortschreibung des RREP WM Kapitel 4.1 und 4.2 
wurde den Gemeinden zur Stellungnahme übersandt. 

Mit der Fortschreibung sollen die raumordnerischen Festlegungen zur Siedlungsentwicklung 
aktualisiert werden. Insbesondere die Regelungen zur Steuerung der wohnbaulichen 
Entwicklung der nicht-zentralen Orte sollen überprüft werden. 

Finanzielle Auswirkung:
keine



Anlage/n:
Grobkonzept
Entwurf Stellungnahme Amt Crivitz

Beschlussvorschlag:
Die Stadtvertretung der Stadt Crivitz beschließt im Rahmen der ersten Beteiligung zur 
Teilfortschreibung der Kapitels 4.1 und 4.2 des Regionalen Raumentwicklungsprogramms 
Westmecklenburg sich der Stellungnahme des Amtes Crivitz anzuschließen (siehe Anlage).

Zusätzlich werden folgende Anregungen und Hinweise vorgetragen:



















Anlage – Stellungnahme Amtsausschuss 

Die Berücksichtigung der vorhandenen technischen und sozialen Infrastruktur bei der 
Bemessung des Eigenentwicklungsrahmen der nicht zentrale Orte wird grundsätzlich 
befürwortet, da so auch die Investitionen der Gemeinden in KiTa, Schule etc. gewürdigt 
werden und dieser "Bonus" dazu beiträgt, deren Nachhaltigkeit sicherzustellen.  

 

Der im Grobkonzept zur Teilfortschreibung auf Seite 9 beschriebene Flächen-Einwohner-
Ansatz ist für eine angepasste, zielorientierte Entwicklung nicht sinnvoll. Aus Sicht einer 
nachfrageorientierten Ortsentwicklung, die sich in den Ortscharakter einfügt, werden hier 
unnötige Erschwernisse herbeigeführt. Der Ansatz würde im Wesentlichen die ländlich 
geprägten Gemeinden benachteiligen, da besonders hier größere Grundstücke nachgefragt 
sind. Hier kann mit dem rein prozentualen Ansatz, der Anerkennung der Infrastruktur und der 
planerischen Bewertung der Gemeinden, welche den Bedarf in den jeweiligen Ortschaften im 
Blick haben, deutlich angemessener und besser gesteuert werden. Unter der jetzigen 
Erläuterung der Ansätze wird der Eindruck vermittelt, dass mit dem WE-Ansatz 
Einwohnerzahl zu Basisjahr und dem Flächen-Einwohner Ansatz für die Gemeinden die 
meisten WE- Anzahlen (Wohnbaukontingente) erreicht werden können. In diesem 
Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass auch die zu erbringende 
Infrastrukturausstattung zur Erreichbarkeit des Faktors, der in den Beispielen jeweils mit 1,0 
angesetzt ist, konkretisiert werden muss. Ansonsten kann nicht bewertet werden, ob der 
gemeindliche Entwicklungsrahmen möglicherweise unter den im Gutachten des Instituts für 
Stadtforschung und Strukturpolitik quantifizierten Eigenentwicklungsbedarf von 3% der nicht 
zentralen Orte sinkt. 

 

Bei der Ausweisung von neuen Baulandflächen kann im Amtsgebiet in keinem Fall von einer 
ausufernden und unnötigen Flächeninanspruchnahme in Ortsrandlage, bei gleichzeitigen 
Leerständen im Ortskern gesprochen werden. Hier scheint es um besondere, spezielle 
stadtplanerische Herausforderungen in Gemeinden zu gehen, zur deren Klärung andere 
Mittel erforderlich sind, als die reine Begrenzung von Baulandausweisungen am Ortsrand. 
Zudem kann der Regionale Planungsverband WM die bestehenden Programmsätze 
dahingehend überarbeiten, dass im Rahmen von Baulandausweisungen bspw. belastbare 
Alternativprüfungen durch diese Gemeinden vorgenommen werden müssen oder durch die 
Kommunen Rahmenplanungen und Entwicklungskonzepte zur konkreten Untersuchung und 
Klärung dieser Problematiken veranlasst werden, wie im Programmsatz 4.2 benannt. 

 

Durch die Beschränkung der nicht zentralen Orte auf den Eigenbedarf, wird der Einhaltung 
des 30 ha Ziels hinsichtlich der Neuinanspruchnahme von Siedlungs- und Verkehrsflächen 
bereits Rechnung getragen. 
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